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Dia Anfrage der AbgeDr.M ale t a und Genossen, betreffend die VÖEST­

Affäre, wird von Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe 

Diplo-IngoWa 1 d b run n e r wie folgt beantwortet: 

"Der der Anfrage zugrunde gelegte Beschluss der Ratskanuner des Landes­

gerichtes Linz vom 2~4~1951 ist auf Grund einer Besohwerde der Staatsanwalt­

sohaft Linz am 27s4o l951 vom Obe~landesgericht Linz aufgehoben worden$ Eine 

amtliche Mitteilung über einen Verdacht gegen ein bestimmtes Mitglied der 

innerbehördlichen Untersuohungskommission, dem Unkorrektheit im Verfahren 

vorgeworfen werden kann, ist dem Bundesministerium für Verkehr und versta~t­

lichte Betriebe von keiner behördlichen Stelle ~ugegangene Es lag daher 

kein Grund vor, gegen irgendein Mitglied der innerbehärdlichen Untersuchungs­

kommission Massnahmen einzuleiteno 

Die in der Anfrage der Ab go Dr"Mal eta und Genossen enthaltene Fest­

stellung, dass die Verdaohtsgründe gegen DroRichter-Brohm in weitgehendem 

Masse auf delll Berioht der innerbehördlichen Untersuohu..'1.gskommissicn berUha;::~) 

entspricht insoferne nioht den Tatsachen), als dieser Kommissionsbäricht 

erst am 30QDeze~ber 1950 abgeschlossen, von allen Mitgliedern der Kommission 

unterschrieben und am 30el.1951 dem Gerich·t übermittelt worden ist. Die Ein­

lei tung der Voruntersuchung gegen DroRichter·-Brohm erfolgte duroh das 

Landesgerioh~ Linz bereits am 23~September 1950 ffilf Grund einer nach umfang­

reichen Erhebungen erstatteten Anzeige der Polizeibehörden .. 

Der vom Kommissionsmitglied DiroKnoll en~wcrfene Nachhang z~Berioht 

der innerbehördlichen Untersuchungskommission wurde dem Bundesministerium 

für Verkehr und verstaatlichte Betriebe erst am 24eApril 1951 zugeleiteta 

Zu diesem Zeitpunkte war der :Bericht der i.nnerbehördlichen Untersuohungs­

kommisSion, die aus je einem Vertreter des BUlldesministeriums für Verkehr 

-- und verstaatlichte Betriebe~ des BU'tl.desministeriums für Finanzen~ des 

Reohnungshofes, der Industrie (DiroKnoll) und aus zwei Vertretern der 
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~terreich1sehen Nationalbank bestand, längst dem Gericht übergeben. Zu 

einer Wi.ederaufnahme der Untersuchung durch diese innerbehördliche 

Untersuchungskommission lag kein hinreichender Anlass V'or, umsomehr, als 

von keiner der in der Kommission vertretenen Behörden oder Dienststelle 

ein soloher Antrag gestellt worden ist. 

Abschliessend beantworte 'ich die Anfrage der Herr:an Abg..,Dr.Maleta, 

Böek-Greissau, Dr.Schöpf und Genossen zusammenfassend wie folgt: 

w ... ...,._~ 

1.) Mangels Bestätigung des in der Anfrage zitierten Beschlusses der 

Ratskammer vom 2.4.1951 sah ich keinen Anlass zur Ergreifung von Mass­

nahmen gegen Mitglieder der innerbehördlichen Untersuchungskommission, 

zumal mir bzw. dem Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte 

~9triebe eine dahingehende Anzeige von keiner Stelle zugekommen 1st; 

2.) ich sehe auch keinen Anlass zu der Wiederaufnahme der Tätigkeit dieser 

Untersuohungskommission, da. die Untersuchung seinerzeit abgeschlossen 

und der Schlussbericht der Kommission dem Gerichte übermittelt wurdsc " 

- .. - .. -1; .... -.--
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